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Vereinigten Arabischen Emiraten stattfi nden soll und an 
der Vertreter:innen von mehr als 190 ITU-Mitgliedstaaten 
teilnehmen können, ist ein Thema der Zusammenkunft 
„to review the spectrum use and spectrum needs of 
existing services in the frequency band 470-960 MHz in 
Region 1 and consider possible regulatory actions in the 
frequency band 470-694 MHz in Region 1 on the basis 
of the review“ (ITU, 2020a, 1). Zur ITU-Region 1 gehören 
auch die Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU). 
Mit diesem Thema knüpft die WFK 2023 an die drei Vor-
gängerkonferenzen in den Jahren 2012, 2015 und 2019 
an. Auf ihnen wurden bereits Änderungen der Zuwei-
sung des Frequenzbereichs 470 bis 694 MHz auf den 
Rundfunk und Anwender funkgestützter Produktions-
mittel für kulturelle Veranstaltungen (Programme Making 
and Special Events [PMSE]) insbesondere in Richtung 
auf eine Nutzungserweiterung für öff entliche Mobil-
funkdienste erörtert (Lamy, 2014, 2; Nünning, 2016; ITU, 
2020b, 20-21 u. 337). Hierbei haben WFK-Beschlüsse 
zwar keine rechtliche Bindungswirkung für die EU oder 
Deutschland in dem Sinne, dass dort verabschiedeten 
Modifi kationen der Frequenzwidmung zwingend natio-
nal Rechnung getragen werden müssten (Bundesnetz-
agentur, 2022, 6). Faktisch hat sich die Bundesnetzagen-
tur als für die Vorbereitung frequenzpolitischer Entschei-
dungen in Deutschland zuständige Fachbehörde aber 
hauptsächlich aus Harmonisierungsgründen bislang 
stets sehr stark an WFK-Entscheidungen orientiert.

In Deutschland werden aufgrund Erwägungsgrund 8 und 
Artikel 4 des EU-Frequenzbeschlusses vom 17.5.2017 
(Europäisches Parlament/Europäischer Rat, 2017) die 
ultra hohen Frequenzen (UHF) im Bereich 470 bis 694 MHz 
bis mindestens 2030 primär zur Verbreitung von Fernseh- 
und Radioinhalten öff entlich-rechtlicher sowie privater 
Programmveranstalter mittels Digital Video Broadcasting 
Terrestrial 2nd generation (DVB-T2) eingesetzt. Konkret 

Wenn über wirtschafts- und medienpolitische Aspekte 
des Rundfunks in Deutschland debattiert wird, stehen zu-
meist der Auftragsumfang und die Effi  zienz der öff entlich-
rechtlichen Programmveranstalter (ARD, ZDF) sowie der 
damit verbundenen Fairness des Wettbewerbs zwischen 
ihnen und privaten Medienunternehmen im Zentrum der 
Aufmerksamkeit (Henseler-Unger et al., 2019). Außerhalb 
von Fachzirkeln wird hingegen wenig beachtet, dass bald 
eine wichtige, auf den ersten Blick rein technisch anmu-
tende Entscheidung ansteht, von der zu erwarten ist, 
dass sie sich erheblich auf die langfristigen Entwicklungs-
perspektiven der Fernsehverbreitung in Deutschland aus-
wirken wird. Die politische Weichenstellung betriff t die 
Zuordnung von Funkfrequenzen im Bereich 470 bis 694 
MHz, die oft als „Rundfunk- und Kulturfrequenzen“ be-
zeichnet werden, auf bestimmte Nutzungszwecke bzw. 
Gruppen von Bedarfsträgern ab dem Jahr 2031.

Gemäß Programmpunkt 1.5 der nächsten Weltfunkkon-
ferenz (WFK) der International Telecommunication Uni-
on (ITU), die vom 20.11.2023 bis zum 15.12.2023 in den 
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Anliegen dieses Beitrags ist es, Argumente zusammen-
zufassen, die für und gegen die Zuordnung von ultra-
hohen Frequenzen auf die drei genannten Gruppen von 
Bedarfsanmeldern in Deutschland sprechen. Im Ergebnis 
fallen die drei Vorteils-Nachteils-Bilanzen so aus, dass 
keiner Gruppe eindeutig Priorität bei der Nutzung des 470 
bis 694 MHz Spektrums ab 2031 einzuräumen ist. Des-
halb wird ein politischer Kompromiss skizziert, der auf 
eine eff ziente(re) Nutzung von Teilen dieses Frequenzbe-
reichs durch mehr als eine der drei Gruppen zielt.

Argumente der Anbietergruppen mit Interesse am 

UHF-Spektrum unterhalb von 700 MHz

Rundfunk- und Kulturdienste – Status-quo-Fortschreibung

Drei Hauptargumente werden für eine Verlängerung der 
exklusiven Primärzuordnung der Frequenzen auf den 
Rundfunk vorgetragen (ARD, 2021, 5-6; SOS, 2021, 1-7).

Erstens würde damit öff entlich-rechtlichen und 
privaten Anbietern eine energieeffi  ziente, „einfache, 
kostengünstige und daher terrestrisch niederschwellige 
Übertragung“ (Allianz für Rundfunk- und 
Kulturfrequenzen, 2021, 4) von Rundfunkprogrammen 
mit hoher gesellschaftlicher Relevanz (Public Value), 
also von meritorischen Gütern bis hin zur Verbreitung 
von Meldungen staatlicher Organisationen in 
Katastrophenfällen unabhängig von Betreibern von 
Mobilfunk- und BOS-Netzen, ermöglicht (zum Public 
Value Anspruch: Henseler-Unger et al., 2019, 12).

Zweitens würden durch einen Fortbestand des Status quo 
Anreize dafür gesetzt, die aktuell implementierte DVB-T2-
Technik infolge höherer Planungssicherheit langfristig in 
Richtung auf interoperable, nicht-lineare Anwendungen 
einschließende DVB-I- und 5G-Broadcast-Systeme, die 
auch auf mobile Endgeräte wie Smartphones ausgerichtet 
sind, weiterzuentwickeln.

Drittens würden mit einer primären UHF-Zuweisung 
auf den Rundfunk über das Jahr 2030 hinaus auch 
die PMSE-Anwendungen drahtlose Kameras, Video-/
Audiostrecken, Mikrofone, betriebliche Führung und 
Reportagen als Teilbereiche des nicht-öff entlichen mobilen 
Landfunks (Goldmedia, 2021, 66) vor allem von (Live-)
Kultur-/Messeveranstaltern und Bildungsorganisationen 
in bewährter Weise in nicht für Rundfunk genutzten 
Frequenzlücken eingesetzt werden können. Hingegen 
wäre bei Verwendung der 470 bis 694 MHz Frequenzen 
für Mobilfunkdienste eine derartige Koexistenz technisch 
nicht möglich. PMSE-Dienste wären allenfalls bei hohen 
Migrationsinvestitionen für neu zu entwickelnde, in anderen 
UHF-Bereichen operierende Systeme weiter realisierbar.

stehen für DVB-T2 28 Kanäle à 8 MHz zur Verfügung. Al-
lerdings werden davon an den einzelnen DVB-T2-Sender-
standorten, von denen aus 78 % der Fläche Deutschlands 
versorgt werden, bislang höchstens sechs Multiplexe 
durch öff entlich-rechtliche Programmveranstalter und 
den privaten Anbieter freenet TV für die Verbreitung von 
bis zu 40 TV-Programmen in High Defi nition (HD) Qualität 
genutzt (DVB-T2, 2019, 1-2; Goldmedia, 2021, 8-9).

Mit Blick auf die Regulierung der Verwendung der ultra-
hohen Frequenzen ab 2031 werden derzeit von EU-Insti-
tutionen und nationalen Behörden in den Mitgliedstaaten 
Studien vergeben und ausgewertet. Speziell in Deutsch-
land hat die Bundesnetzagentur im Dezember 2021 eine 
von ihr beauftragte Studie, die sich mit „Perspektiven 
zur Nutzung des UHF-Bands 470-694 MHz nach 2030“ 
(Goldmedia, 2021) befasst, veröff entlicht.

Um Einfl uss auf die Haltung Deutschlands im Vorfeld der 
Bestimmung der EU-Position zu nehmen, publizieren 
seit einiger Zeit Lobbyorganisationen Stellungnahmen, 
die sich für eine Fortschreibung der primären Frequenz-
widmung zur terrestrischen Rundfunkverbreitung mittels 
DVB-T2-, DVB-Internet-(DVB-I-) und Broadcast-Technik 
in Mobilfunknetzen der 5. Generation (5G) sowie für 
PMSE-Anwendungen über 2030 hinaus aussprechen. 
Hierzu gehören öff entlich-rechtliche sowie private TV-/
Radioprogrammveranstalter, die Medienanstalten der 
Bundesländer, Hersteller von PMSE-Systemen, Orga-
nisatoren von Liveereignissen und der Zentralverband der 
Elektrotechnik/Elektronikindustrie (Allianz für Rundfunk- 
und Kulturfrequenzen, 2021). Sogar im Koalitionsvertrag 
vom 24.11.2021, der die deutsche Bundesregierung 
unter Kanzler Scholz tragenden Parteien, fi ndet man in 
Anlehnung an frühere Initiativen der Regierungsparteien 
(FDP, 2019; Herzog et al., 2020) sowie der Mehrheit der 
Bundesländer (Bundesrat, 2019, 3) die Aussage „Wir 
wollen das UHF Band dauerhaft für Kultur und Rundfunk 
sichern“ (SPD et al., 2021, 124).

Hingegen lehnen andere Interessengruppen den Fort-
bestand des Status quo implizit oder explizit ab und un-
terstützen eine zumindest gleichberechtigte zusätzliche 
Nutzung des Spektrums für öff entliche Mobilfunkdienste 
in Deutschland bzw. der EU (z. B. Bitkom, 2019 u. 2022; 
Miller et al., 2021 im Auftrag der Global mobile Suppliers 
Association). Außerdem fordern Behörden und Organisa-
tionen mit Sicherheitsaufgaben ([BOS], z. B. Polizei, Feu-
erwehr) in Deutschland, wie auch in anderen Staaten, vor 
allem für Katastrophenschutz- sowie Katastrophenbewäl-
tigungszwecke und die militärische Landesverteidigung, 
ab 2031 ebenfalls die Zuteilung von Spektrum im UHF-
Band unterhalb von 700 MHz (Goldmedia, 2021, 6 u. 54-
66; Heuzeroth, 2022; Miller et al., 2021, 53-55).
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21-22; Astra, 2021, 6 u. 11). Damit ergeben sich als Dis-
tributionskosten pro Satelliten-TV-Haushalt und Jahr 2,40 
Euro bzw. 2,36 Euro. Folglich übersteigen die Kosten für 
die DVB-T2-Verbreitung die für den TV-Übertragungsweg 
Satellit bei Zugrundelegung der Marktstatistiken der Lan-
desmedienanstalten bzw. von Astra um den Faktor 11,5 
bzw. 19,8, wenn man die Kosten auf die Zahl der TV-Haus-
halte, die einen Distributionsweg verwenden, normiert. 
Selbst für den Fall, dass die Zahl der TV-Haushalte, die ei-
nen Distributionsweg nutzen könnten, zur Kostennormie-
rung herangezogen wird, liegen die DVB-T2-Kosten noch 
um den Faktor 2,3 (=72,4/0,78)/40,42 über den Kosten der 
Satellitenverbreitung. Angesichts dieser Faktoren ist die 
angeführte Bewertung der DVB-T2-Verbreitung durch die 
Allianz für Rundfunk- und Kulturfrequenzen als „kosten-
günstig“ schwer nachvollziehbar.

Die Tragfähigkeit des zweiten Hauptarguments lässt sich 
bezweifeln, weil der TV-Empfang „nach Planungen der 
Rundfunkanbieter auch nach 2030 über DVB-T2 weiterlau-
fen [soll]“ (Goldmedia, 2021, 30) und von daher Planungs-
sicherheit für technische Weiterentwicklungsprojekte 
durch Beibehaltung der Zuweisung der 470 bis 694 MHz 
Frequenzen ab 2031 gar nicht erforderlich sein dürfte.

Für den unwahrscheinlichen Fall, dass in den nächsten 
Jahren in Deutschland doch Anstrengungen zur Entwick-
lung einer DVB-T2-Nachfolgetechnik, die Ultra-High-De-
fi nition-(UHD-)Fernsehen ermöglicht, ins Auge gefasst 
werden sollten, ist zu beachten, dass hierfür ein neues 
Kanalraster zur sehr breitbandigen Signalausstrahlung 
mit geringer Leistung erforderlich ist. Ein solches Raster 
dürfte im Kreis der mehr als 150 an der WFK 2023 teil-
nehmenden Staaten nicht konsensfähig sein. Damit ist 
der globale Übergang zu einer technisch besseren ter-
restrischen Rundfunkverbreitung über UHF nach 2030 
unrealistisch. Die Herstellerindustrie wird aber infolge zu 
kleiner Absatzpotenziale kaum für eine auf die EU oder 
gar Deutschland beschränkte DVB-T2-Nachfolgetechnik 
Systeme und Endgeräte entwickeln oder dies nur zu pro-
hibitiv hohen Preisen zusagen.

Selbst wenn die Umwidmung gelingen würde, könnten 
die öff entlich-rechtlichen Sender vielleicht die für die 
Nachfolgetechnik erforderlichen hohen Investitionen aus 
der Rundfunkabgabe der Bürger:innen bestreiten. Priva-
te Sender werden bislang nicht vergleichbar alimentiert, 
sodass sie in die neue Rundfunktechnik, wenn überhaupt, 
wohl nur einsteigen würden, sofern die bei ihnen dadurch 
verursachten Kosten über den Rundfunkbeitrag oder vom 
Staat gedeckt würden. Die Verfügbarkeit derartiger Mit-
telquellen ist als höchst unwahrscheinlich einzustufen, 
sodass ein Wechsel auf eine UHD-TV-fähige DVB-T2-
Nachfolgetechnik zu einer Wettbewerbsverzerrung zu-

Rundfunk- und Kulturdienste – Status-quo-Änderung

Gegen das erste Argument lässt sich einwenden, dass 
terrestrisch über ultrahohe Frequenzen/DVB-T2 verbrei-
tete TV-Programme zwar auf 78 % der Fläche Deutsch-
lands empfangen werden können, aber nur von weniger 
als 7 % der TV-Haushalte in Deutschland (= etwa 2,6 Mio.) 
tatsächlich genutzt wird (Berghofer, 2021, 21-22). Andere 
Untersuchungen beziff ern den Anteil der Haushalte, die 
im Jahr 2020 auf DVB-T2 zurückgegriff en haben, sogar 
auf unter 5 % bzw. rund 1,5 Mio. (Astra, 2021, 6 u. 11).

Die DVB-T2 Haushaltsnachfrage in Deutschland ist re-
gional stark unterschiedlich. So lag 2021 der Anteil der 
DVB-T2 empfangenden Haushalte an allen TV-Haushal-
ten in den Stadtstaaten Berlin und Bremen bei 14,5 % 
bzw. 17,1 %. In den Flächenländern Sachsen-Anhalt und 
Thüringen betrug der Anteil lediglich 3,6 % bzw. 2,4 % 
(Kantar, 2021, 125). Nach Analysen von Goldmedia (2021, 
9-10 u. 94) befi nden sich 85 % der DVB-T2 nutzenden Pri-
vathaushalte in Ballungsräumen, in denen etwa 40 Pro-
gramme öff entlich-rechtlicher und privater TV-Sender 
empfangen werden können, und nur 15 % der Nutzenden 
(= 0,2 bis 0,4 Mio. Haushalte bzw. 0,5 % bis 1,0 % der TV-
Haushalte in Deutschland) leben in ländlicheren Gebie-
ten, in denen 14 bis 17 öff entlich-rechtliche Programme 
über DVB-T2 genutzt werden können und sich 52 % der 
DVB-T2-Sendeanlagen befi nden. 

Mit Blick auf die Entwicklung der DVB-T2-Nachfrage in 
der ferneren Zukunft sind Gründe, warum der Anteil der 
DVB-T2-Nutzenden an allen TV-Haushalten in Deutsch-
land nach 2030 deutlich wachsen sollte (z. B. im Vergleich 
zu den anderen Übertragungswegen Satellit, Kabel und 
weitere Telekommunikationsnetze bessere Bild- oder 
Tonqualität; Änderung der Preismodelle anderer Verbrei-
tungswege), derzeit nicht zu erkennen.

ARD und ZDF wenden im Zeitraum von 2021 bis 2024 
gemäß dem 23. Bericht der Kommission zur Ermittlung 
des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten (KEF) pro Jahr 
durchschnittlich 72,40 Mio. Euro für die TV-Verbreitung 
über DVB-T2 auf (Kommission zur Ermittlung des Finanz-
bedarfs der Rundfunkanstalten, 2022, 107 u. 109). Dem-
nach belaufen sich die Distributionskosten pro DVB-T2 
nutzendem Haushalt und Jahr auf 27,67 Euro bzw. 46,75 
Euro. In dem KEF-Bericht werden als Aufwendungen der 
öff entlich-rechtlichen Programmveranstalter für den Ver-
breitungsweg Satellit 40,42 Mio. Euro pro Jahr genannt 
(Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rund-
funkanstalten, 2022, 107 u. 109). Nach Analysen der Lan-
desmedienanstalten bzw. des Satellitenbetreibers Astra 
lag die Zahl der Satelliten-TV-Haushalte in Deutschland 
2020/2021 bei 16,9 Mio. bzw. 17,1 Mio. (Berghofer, 2021, 
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Gegen diese Überlegungen spricht, dass Mobilfunknetz-
betreibende die Frequenzen um 800 bzw. 700 MHz, die sie 
aus der ersten bzw. zweiten digitalen Dividende im Jahr 
2010 bzw. 2015 im Zuge einer Effi  zienzsteigerung der ter-
restrischen Rundfunkverbreitung in Deutschland schon zu-
sätzlich erhalten haben, bis heute nicht genutzt haben, um 
Netze der vierten, geschweige denn der fünften Generati-
on (4G/5G) fl ächendeckend aufzubauen. Ein wesentlicher 
Grund hierfür wird darin gesehen, dass Mobilfunknetzbe-
treibende die Errichtung von 4G-/5G-Netzen in dünn besie-
delten Regionen nicht aufgrund von fehlenden Frequenzen, 
sondern aufgrund von unzureichenden Amortisationschan-
cen unterlassen haben. Diese Chancen würden auch durch 
die Zuweisung der bisherigen terrestrischen TV-UHF-Bän-
der auf den Mobilfunk nicht so stark verbessert, dass ohne 
weitere staatliche Eingriff e (vor allem Lizenzaufl agen für Fre-
quenzen und Subventionsprogramme) ein fl ächendecken-
der Netzausbau zu erwarten wäre. Im Übrigen sei es Mo-
bilfunknetzbetreibenden zumutbar, ihre Kapazitäten durch 
Investitionen in eine Verkleinerung ihrer Funkzellen, „smar-
te“ Antennentechnik (massive-MIMO Antennenarray), Mehr-
bandantennen (Beam Forming/Hopping) sowie Verwendung 
des zuvor für Netze der zweiten bis vierten Generation ein-
gesetzten Spektrums für 5G-Infrastrukturen zu erweitern 
(Europäische Kommission, 2022; Goldmedia, 2021, 22-23; 
Miller et al., 2021, 32-33).

Sicherheits-, Katastrophen- und Landesverteidigungsdienste

In Deutschland gehen BOS davon aus, dass sie für zu-
künftige Funkanwendungen langfristig nicht mit dem ih-
nen derzeit bis 410 MHz zur Verfügung stehenden Spek-
trum auskommen werden (Heuzeroth, 2022). Zu solchen 
neuen Anwendungen zählen Video-Gruppen- und Video-
Einzelrufe oder der Zugriff  auf Geodaten (Goldmedia, 
2021, 56-57). Zwar wurden den BOS in der EU durch 
die Entscheidung (16)02 des Electronic Communica-
tions Committee seit März 2019 bereits 8 MHz gepaartes 
Spektrum zwischen 698 und 791 MHz zusätzlich zuge-
wiesen (Electronic Communications Committee, 2016, 8). 
Hiervon sind allerdings heute nur 3 MHz gepaart prak-
tisch nutzbar, da für die übrigen Frequenzen keine End-
geräte verfügbar sind und zukünftig nur mit wirtschaftlich 
schwer vertretbarem Aufwand entwickelt werden könnten 
(Goldmedia, 2021, 55). Deshalb könnte es sinnvoll sein, 
BOS zusätzlich mindestens 60 MHz Spektrum zwischen 
470 und 694 MHz zu widmen (Sawall, 2021). Außerdem 
geht die Bundeswehr „davon aus, dass ein gesonderter, 
rein militärischer UHF-Spektrumsbedarf von 100 MHz be-
steht“ (Goldmedia, 2021, 64).

Gegen die Berechtigung der Forderungen von BOS und 
Bundeswehr nach Zuteilung von weiteren Frequenzen un-
terhalb von 700 MHz spricht, dass sie nur sehr pauschal 

gunsten der öff entlich-rechtlichen Programmveranstalter 
führen würde.

Dem dritten Hauptargument der Status-quo-Befürwor-
tenden ist entgegenzuhalten, dass PMSE-Dienste über-
wiegend in städtischen Regionen nachgefragt werden, 
sodass für ländliche Regionen die Reservierung von 
ultra hohen Frequenzen für PMSE-Zwecke nicht verhält-
nismäßig sein könnte (Miller et al., 2021, 51). Weiter sind 
für PMSE-Dienste kurzfristig zwar Alternativen zu nicht für 
DVB-T2-Kanäle genutztem Spektrum im Bereich 470 bis 
694 MHz „nur eingeschränkt nutz- und verfügbar“ (Gold-
media, 2021, 79). Langfristig könnte es nach 2030 möglich 
sein, für PMSE-Anwendungen auf lokale, nicht-öff entliche 
5G-Netze, die von Veranstaltern selbst oder spezialisier-
ten Dienstleistern betrieben werden, zurückzugreifen 
(Goldmedia, 2021, 78; Miller et al., 2021, 51-52).

Öff entliche Mobilfunkdienste

Das wichtigste Argument, das gegen den Fortbestand des 
Status quo bei der Nutzung der ultrahohen Frequenzen vor-
getragen wird, beruht auf der Beobachtung, dass in den 
vergangenen Jahren das Datenvolumen in öff entlichen Mo-
bilfunknetzen stark gestiegen ist. 

So wuchs der Datenverkehr pro Smartphone in Westeuropa 
zwischen 2016 bis 2021 nach Analysen von Ericsson (2021, 
21) um 15,3 % pro Jahr. Für Deutschland sind Marktstudien 
für diesen Zeitraum noch höhere jährliche Wachstumsra-
ten von mehr als 40 % zu entnehmen (Bundesnetzagentur, 
2021, 42; Dialog Consult/vatm, 2021, 24). Zumindest bis 
zum Ende der 2020er Jahre wird mit einer Erhöhung der 
historischen Anstiegsraten für den Datenverkehr in Mobil-
funknetzen in Westeuropa gerechnet, da 5G-Netze höhere 
Übertragungsgeschwindigkeiten ermöglichen und sich die 
Nutzung von „bandbreitenhungrigen“ Video-Anwendungen 
über Mobilfunknetze intensivieren wird (Ericsson, 2021, 20-
21; Goldmedia, 2021, 36-40; Miller et al., 2021, 13-21).

Dieses Wachstum könnte ohne Zuweisung von zusätzli-
chen UHF-Frequenzen unterhalb von 700 MHz nicht zu be-
wältigen sein (Heuzeroth, 2022). Aber auch dann, wenn die 
Kapazität der in Deutschland für den Mobilfunk verfügba-
ren Frequenzen oberhalb von 700 MHz ausreichen würde, 
um den Anstieg des mobilen Datenverkehrs zu bewältigen, 
könnte es sinnvoll sein, in Teilen des Spektrums von 470 
bis 694 MHz Mobilfunk zu gestatten, weil so Funkzellen mit 
größeren Radien als bei höheren Frequenzbereichen errich-
tet werden können (Goldmedia, 2021, 46). Dadurch könnte 
eher ein aufgrund niedrigerer Investitionen betriebswirt-
schaftlich vertretbarer Aufbau von Mobilfunknetzen gerade 
in nicht mit leistungsstarken Festnetzen versorgten, ländli-
chen Regionen ermöglicht werden.
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stellen. Die komplexesten Kooperationsabmachungen 
dürften zwischen Rundfunk- und Mobilfunkanbietenden 
abzuschließen sein. Hier liegt es aufgrund der innerhalb 
Deutschlands auf Ballungszentren konzentrierten Nach-
frage von DVB-T2 und der auch für ländliche Gebiete ab 
2031 anzunehmenden Abdeckung mit zur TV-Verbreitung 
geeigneten Glasfaseranschlüssen (SPD et al., 2021, 16) 
nahe, dass die ultrahohen Frequenzen außerhalb von 
dicht besiedelten Regionen nicht mehr komplett der ter-
restrischen Rundfunkdistribution zugeordnet werden. 
Durch diese Veränderung sowie eine effi  zientere DVB-T2-
Frequenzbelegung im Verbund mit einer Verringerung der 
Zahl der terrestrisch verbreiteten TV-Programme könnte 
nach Analysen von Goldmedia (2021, 94-101) bis zur Hälfte 
des gesamten Sub-700-MHz-Spektrums von 224 MHz für 
die beiden anderen Dienstkategorien freigeräumt werden.

Bei dieser Strategie ist es nicht zwingend geboten und 
auch nicht sachgerecht, bis zur WFK 2023 auf EU-Ebene 
im Detail zu planen, wie eine dritte digitale Dividende auf 
öff entliche Mobilfunkdienste einerseits und Sicherheits-, 
Katastrophen- und Landesverteidigungsdienste ande-
rerseits aufgeteilt werden sollte. Derartige Festlegungen 
könnten erst später in der zweiten Hälfte der 2020er Jah-
re auf EU-Ebene in einer Weise getroff en werden, dass 
den EU-Mitgliedstaaten in einem durch die EU gesetz-
ten Rahmen (keine primäre Zuordnung auf nur einen Be-
darfsträger, Verhandlungsgebot) hohe Flexibilität bei der 
Frequenzzuordnung auf die Gruppen von Bedarfsträgern 
eingeräumt wird. So würden sich Zeit für durch geringere 
Unsicherheiten geprägte Abschätzungen aufteilungsrele-
vanter technischer und ökonomischer Trends sowie natio-
nale Handlungsspielräume gewinnen lassen.

Alles in allem spricht meine Analyse dafür, dass speziell in 
Deutschland und wohl ebenso in fast allen anderen EU-
Mitgliedstaaten eine (kompromisslose) vorrangige Alloka-
tion der ultrahohen Frequenzen ab 2031 auf nur eine Be-
darfsanmeldergruppe nicht zu einem gesamtgesellschaft-
lich optimalen Ergebnis führen dürfte. Die drei Gruppen, 
die Bundesregierung, der Bundestag und die Regierungen 
der Bundesländer sind deshalb gut beraten, gemeinsam 
konstruktiv nach Lösungen zu fahnden, die eine kooperati-
ve Nutzung der 470 bis 694 MHz Frequenzen durch Rund-
funk, PMSE-, Mobilfunk-, Sicherheits-, Katastrophen- und 
Landesverteidigungsdienste vorsehen.
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Title: Future Use of the Terrestric Broadcasting Spectrum below 700 MHz from 2031 Onwards
Abstract: The World Radio Conference 2023 will discuss the future dedication of ultra high frequencies in the range of 470 to 694 MHz 
to various users from 2031 onwards. In Germany, three stakeholder groups (1) broadcasters and programme and special events mana-
gers, (2) public mobile radio communication providers, (3) public protection, disaster relief and military defense organisations currently 
argue for a primary or co-primary allocation of this scarce radio spectrum for their applications. This article reviews their requests. It 
concludes that their cost-benefi t balances are not outstanding. Consequently, an assignment of the 470 to 694 MHz frequencies after 
2030 to more than these groups is likely to generate the maximum societal welfare.


